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Gemeindetag hofft nach Scheitern der Hartz-IV-Reform im Bundesrat auf schnelle Ergebnisse im Vermittlungsausschuss 
Kinder und Kommunen brauchen eine frohe Botschaft zu Weihnachten 
Stuttgart. Nach der Ablehnung der Hartz-IV-Reform im Bundesrat ist die rechtzeitige Umsetzung des Bildungs- und Teilhabepakets für Kinder von Erwerbslosen zum 1. Januar 2011 in Gefahr. Städte und Gemeinden sollen bei der Umsetzung der geplanten Leistungen eine Koordinierungsfunktion zwischen den zuständigen Jobcentern und den örtlichen Leistungsanbietern übernehmen. Nach dem heutigen Scheitern der Hartz-IV-Reform im Bundesrat herrscht in den Rathäusern aber Unklarheit darüber, wie es ab dem Stichtag an Neujahr weitergehen soll. „Es darf nicht sein, dass Eltern und Kinder, die auf die Rathäuser kommen, auf unbestimmte Zeit vertröstet werden müssen, wenn es um dringend notwendige Zuschüsse für Mittagessen, Schulmaterial, Nachhilfe und Freizeitaktivitäten bedürftiger Kinder geht“, sagt Gemeindetagspräsident Roger Kehle. Er setzt nun auf eine schnelle Lösung der Blockade im Vermittlungsausschuss.
Insgesamt steht der Gemeindetag einer Ausweitung von sozialen Leistungen ohne eine vernünftige Gegenfinanzierung allerdings skeptisch gegenüber. Schon jetzt erdrosselt der bundesweit von 26 Milliarden Euro im Jahr 2000 auf aktuell 40 Milliarden Euro im Jahr angestiegene kommunale Anteil der Sozialkosten die Städte und Gemeinden. Der Spielraum für Investitionen ist minimal geworden, den Bürgern müssen zunehmend höhere Gebühren und Abgaben zugemutet werden. 
Vermittlungsverfahren als Chance zur Entlastung der Kommunen
Nicht nur Kinder aus Hartz-IV-Familien hoffen deshalb zu Weihnachten auf mehr Zuschüsse. Auch in den Rathäusern würde man sich über eine frohe Botschaft aus Berlin freuen. Der Vermittlungsausschuss könnte hier eine wichtige Rolle spielen. Nimmt er den Vorschlag von Bundesfinanzminister Wolfgang Schäuble an, der die Kosten der Grundsicherung im Alter von den Kommunen auf den Bund umschichten möchte, würden Städte und Gemeinden um rund 3,7 Milliarden Euro jährlich entlastet werden.
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